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Wenn LINKE die Schuldenbremse reformieren
wollen…
Zum xten Mal will die LINKE die Schul‐
denbremse abschaffen. Diesmal ge‐
tarnt als „REFORM“. Gemeint ist aber
klar die kalte Abschaffung! Schon seit
2020 haben wir eine große Koalition al‐
ler Altparteien fürs uferlose Schulden‐
machen. Zudem wissen wir, dass der
Regierung das Steuergeld auch 2025
nicht ausreichen wird.
Damit ist das Ansinnen „Grenzenlose
Kredite für den Staat“ leider ernst zu
nehmen. Und der Staat macht nach Ha‐
beck ja„keinerlei Fehler“… Es ist darum
nicht auszuschließen, dass eine große
linksgrüne Schuldenkoalition mit die‐
ser „Reformidee“ durchaus sympathi‐
siert. Eine „Übergangsphase“ soll künf‐
tig aus genau einem Jahr zulässiger
Über-Verschuldung mehrere machen,
was diametral dem Bundesverfas‐
sungs-Gericht widerspricht, das erst im
vorigen November eine Aussetzung
der Schuldenbremse sehr klar nur für
das Jahr einer Katastrophe selbst zuge‐
lassen hatte! JedeÜberjährigkeitwur‐
de vom Gericht explizit verboten –
das interessiert linke Antragsschrei‐
ber aber nicht.
In der zweiten Forderung des Antrags
soll dann die einzig harte Vorgabe des
Art 115, die strukturelle Defizitgrenze
von 0,35% des BIP, kassiert werden. Das
aber wäre keine„Reform“ der Schulden‐
bremse, sondern eine materielle Ände‐
rung des Grundgesetz-Wortlauts, was

nicht per einfachem Antrag, sondern
nur per Änderungsgesetz zur Verfas‐
sung mit 2/3-Mehrheit ginge. Der An‐
trag ist also auch handwerklich
schlecht.
Und mit der dritten Forderung soll das
ohnehin bereits hoch mathematisierte
Findungsverfahren der Konjunktur-
Komponente der Schuldenbremse
noch weiter verkompliziert werden.
Wer sich nur einmal ansatzweise die
Formelwelt und die willkürlichen
Schätzspielräume ansieht, die bei die‐
ser Berechnung genutzt werden, weiß,
dass eine chronisch und selbstverschul‐
det geldknappe Regierung darüber die
zulässige Verschuldungsgrenze stark
ausdehnen kann!Das Ziel der LINKEN,
noch „größere fiskalische Spielräu‐
me“ zu bekommen, ist also absurd,
da diese Verschuldungs-Spielräume
bereits heute riesig sind!

Liebe Linke: Sie solltendie hier schon
bestehende Planwirtschaft lieben –
anstatt sie„reformieren“ zu wollen.

* * *
Dieser Text ist ein Auszug der Rede im
Deutschen Bundestag, 21.3.2024 zum
LINKEN-Antrag „Schuldenbremse refor‐
mieren“. Die Rede als Video:
https://www.youtube.com/wat‐
ch?v=vRSOpmviWR4
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Nach herbem Rückschlag nun ein kleiner
Lichtblick für die deutsche Landwirtschaft

Trotz der größten Bauernproteste, die
Deutschland seit Jahrzehnten je erlebt
hat, mussten die deutschen Bauern An‐
fang des Jahres eine große Niederlage
einstecken. Die Steuervergünstigung
für Agrardiesel wurde ihnen unwider‐
ruflich gestrichen. Dennoch gab es im
Februar und März auch erfreuliche
Nachrichten in der Agrarpolitik.

Wie Bundeslandwirtschaftsminister Öz‐
demir (Grüne) ankündigte, soll die EU-
Ausnahmeregelung, die die verpflich‐
tende Stilllegung von vier Prozent der
Ackerflächen für das laufende Jahr aus‐
setzt, eins zu eins in Deutschland um‐
gesetzt werden. Außerdem will er die
Direktzahlungen doch nicht wie ur‐
sprünglich geplant zu Lasten von drei
neuen Ökoregelungen kürzen.
Das ist ein erster Schritt in die richtige
Richtung! Jetztmuss sichÖzdemir aller‐
dings bei der EU-Kommission dafür ein‐
setzen, dass die unsinnige Zwangsstill‐
legung von Ackerflächen auch für den
Rest der im Jahr 2017 auslaufenden
Förderperiode ersatzlos streicht. Wir
haben diese wichtige Forderung be‐
reits in den Deutschen Bundestag ein‐
gebracht (https://dserver.bundestag
.de/btd/20/103/2010390.pdf).

Eine weitere gute Nachricht für die
deutsche Landwirtschaft ist, dass der
Gesetzesvorschlag zur Wiederherstel‐
lung der Natur, ein weiterer zentraler

Bestandteil des EU Green Deal, von den
EU-Umweltministern mehrheitlich ab‐
gelehnt wurde und damit als geschei‐
tert betrachtet werden kann. Das be‐
deutet erfreulicherweise auch, dass
neue verpflichtende EU-Vorgaben zur
Wiedervernässung der Moore vorerst
vomTisch sind

Für die meisten bäuerlichen Familien‐
betriebe wäre dieses Vorhaben exis‐
tenzbedrohend gewesen Das hätte
auch bedeutet, dass Deutschland noch
stärker von Lebensmittelimporten aus
dem Ausland abhängig geworden
wäre, als wir ohnehin schon sind.

Für uns als AfD-Fraktion steht unmiss‐
verständlich fest, dass Heimat Bauern
braucht. Wir treten deshalb für den Er‐
halt eines starken, freien und unabhän‐
gigen Bauernstands in Deutschland
ein.

In unserem Leitbild finden Sie unsere
politischen Vorstellungen für eine
grundlegende Reform der deutschen
Agrarpolitik:

https://afdbundestag.de/afd-fraktion-
beschliesst-neues-leitbild-fuer-eine-al‐
ternative-agrar-forst-und-ernaeh‐
rungspolitik/

/Protschka
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@AfDProtschka
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Neue Gefahr für Millionen Bürger:
Kommt kein Gas mehr aus der Leitung?
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Das ist der nächste Heizhammer! Auch
so versucht man, Millionen Bürger zum
Umbau ihrer Heizung zu zwingen – ir‐
gendwann kommt, natürlich mit An‐
kündigung ein paar Jahre vorher, kein
Gas mehr aus der Leitung.

Der„grüne“Wirtschaftsminister Habeck
kündigt einen umfangreichen Rückbau
der Gasnetze bis 2045 an. Wer so zum
Austausch der Heizung genötigt wird,
muss hoffen, dass er überhaupt das
Geld dafür hat oder bekommt – sonst
wird’s kalt.

Beispielsweise kündigen die Stadtwer‐
ke Augsburg schon einen Lieferstopp
an: Gaskunden erhalten lautMedienbe‐
richten Briefe, die ein Ende der Erdgas‐
lieferung ankündigen. Die Frist beträgt
etwa zehn Jahre. Angeblich wolle man
eine andere„bezahlbare“Wärmeversor‐
gung anbieten. Verbirgt sich dahinter
dann ein zwingender Anschluss an ein
Fernwärmenetz, ein Zwang zurWärme‐
pumpe oder noch etwas anderes? Mas‐
sive Umbauten in den betroffenenHäu‐
sern dürfte jede Variante mit sich brin‐
gen.

Welchen Sinn ergibt es dann, dass heu‐
te noch für über 6 Milliarden Euro zu‐
sätzliche sogenannte LNG-Terminals
gebaut werden? Über diese wird dann
verflüssigtes Erdgas (LNG = Liquefied
Natural Gas) z.B. aus den USA angelan‐
det, das per Tanker übers Meer kommt.

Angeblich wolle man einige dieser Ter‐
minals künftig für die Lieferung von
Wasserstoff oder Ammoniak aus fernen
Ländern weiternutzen. Davon haben
aber die heutigen Erdgaskunden meist
nichts. Das alles ist genauso nebulös
wie die Ankündigung der Augsburger
Stadtwerke über eine andere „bezahl‐
bare“Wärmeversorgung.

Die Rücksichtslosigkeit der grünen
Energiepolitik ist mittlerweile mit Hän‐
den zu greifen – das ist „Transformati‐
on“ per Brechstange!

Meine Aufgabe als Berichterstatter für
Habecks „Bundesministerium für Wirt‐
schaft und Klimaschutz“ im Haushalts‐
ausschuss ist, die Kosten für diese
„Transformation“ immer wieder zu hin‐
terfragen. Staatliche Hilfen für Hausbe‐
sitzer, Stadtwerke etc. werden wohl im
Umfang von hunderten Milliarden Euro
benötigt werden – Geld, das niemand
hat! Eine Politik, die auf den Pfad der
Vernunft zurückfinden will, müsste den
Bürgern ganz im Gegensatz zu Habecks
Politik eine langfristige Garantie für die
Gaslieferung geben. Wenn es wirklich
bessere Heiztechniken geben sollte,
werden sich diese über den Markt
durchsetzen und nicht über politischen
Zwang!

mailto:wolfgang.wiehle@bundestag.de%E2%80%A9
http://www.facebook.com/W.Wiehle
mailto:wolfgang.wiehle@bundestag.de%E2%80%A9
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Angebliche und tatsächliche Subventionen in die
Kernkraft
Je mehr die Notwendigkeit, zuverlässig
laufender und preiswerten Strom pro‐
duzierender Kernkraftwerke offensicht‐
lich wird, desto verzweifelter werfen
anti-atom rot-grüne mit Phantasiezah‐
len durch die Gegend, um zu begrün‐
den warum Strom aus Kernkraft,
schlimm, teuer und zeitlich nicht reali‐
sierbar wäre. Ein beliebtes Argument
sind die angeblichen, riesigen Summen
an Subventionen, die in die Kernkraft
geflossen wären. Nun, dem muss be‐
gegnet werden.

In diesem Zusammenhang sei auf eine
Frage des Unionsabgeordneten Dr.
Paul Laufs (Baden-Württemberg) an die
Bundesregierung vom Januar 2002 hin‐
gewiesen. Auf die Frage Laufs, wie viel
Strom in Deutschen Kernkraftwerken
erzeugt und wie hoch die direkten und
indirekten Subventionen des Staates
waren antwortet der parlamentarische
Staatssekretär Mosdorf (SPD-Drucksa‐
che 14/8084 Nr.27):

„In Deutschland sind bisher in Leicht‐
wasserreaktoren ca. 3225 Mrd. kWh er‐
zeugt und in öffentliche Netze einge‐
speist worden. Subventionen für die
kommerzielle Stromerzeugung aus
Kernenergie gab es nicht. Allerdings
wurde die Forschung auf dem Gebiet
der Kernenergie durch öffentliche Mit‐
tel unterstützt.“

3 Monate nach dieser Frage an die Bun‐
desregierung hat rot-grün den Aus‐
stieg aus der kommerziellen Nutzung
der Kernenergie beschlossen. Anzu‐
nehmenderweise sind auch danach
keine Subventionen an die Betreiber
geflossen. Den KENFO (Fonds zur kern‐
technischen Entsorgung) haben die Be‐
treiber mit Milliarden gefüllt, um die
Kosten der End- und Zwischenlagerung
zu tragen. Man sieht also, Kernenergie
hat sich selbst finanziert, inklusive der
noch ausstehenden Entsorgung. Dass
Forschung finanziert worden ist, ist da‐
bei selbstverständlich und in keiner
Weise außergewöhnlich, wird doch, z.B.
die Wasserstoffforschung zwischen
2019 und 2023 mit allein 7 Milliarden
Euro bezuschusst.

Was aber benötigen die sog. Erneuer‐
baren Energien? Nun, das Finanzminis‐
terium rechnet für 2024 mit einem EEG
Finanzierungsbedarf des Bundes von
ca. 10,6 Mrd. Euro.

Auch marktwirtschaftlich zeigt sich der
Wahnsinn mehr und mehr, gut funktio‐
nierende Kraftwerke abzuschalten und
durch unplanbaren, zufällig auftreten‐
den Strom ersetzen zu wollen. Nur die
AfD steht für eine zuverlässige, planba‐
re und preiswerte Energieversorgung
Deutschlands.

https://twitter.com/Dr_Rainer_Kraft
https://www.rainer-kraft-mdb.de
https://twitter.com/Dr_Rainer_Kraft
https://www.youtube.com/c/RainerKraftAfD
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Mit Künstlicher Intelligenz zur Biowaffe für
Jedermann?
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Die immer umfangreicheren Möglich‐
keiten von künstlicher Intelligenz (KI)
ermöglichen es mit technisch einfa‐
chen Mitteln Massenvernichtungs‐
waffen herzustellen. Nicht nur Atom‐
waffen (A-Waffen), sondern insbeson‐
dere biologische Kampfstoffe und Toxi‐
ne (B- und C-Waffen) stellen eine welt‐
weite Bedrohung für die Menschheit
dar.

Als Mitglied undObmann der AfD-Frak‐
tion im Ausschuss für Abrüstung und
Rüstungskontrolle befasse ich mich u.a.
Mit den neuen Gefahren durch KI. Rüs‐
tungskontrolle wird im internationalen
Wettrennen um Forschung und Einsatz
künstlicher Intelligenz immer kompli‐
zierter, auch weil viele Entwicklungen
der Biochemie Dual-Use-Eigenschaften
(zivil od. militärisch nutzbar) haben.
Das bedeutet, sie können einerseits z.B.
zum Segen der Medizin eingesetzt und
andererseits durch Staaten und Terror‐
organisationen zur Herstellung von
Massenvernichtungswaffen genutzt
werden.

Das weltweite Datennetz hält sich da‐
bei nicht an Ländergrenzen und regio‐
nale rechtliche Vorgaben wie beispiels‐
weise die neue KI-Verordnung der EU.
Die größte Biotechnologiemacht USA
lässt sich - wie auch China, Russland
oder Indien - nicht in Verifikationsme‐
chanismen einbinden, also nicht in die

Karten schauen. Zur Sicherung desWis‐
sensvorsprungs und aus Angst vor In‐
dustriespionage wird Zugang zu den
Laboren in der Regel nicht gewährt. Es
gilt der bekannte Spruch: In den USA
wird geforscht, in China kopiert (und
getestet) und in der EU reguliert.

Weil KI-Tools mittlerweile auch für Lai‐
en verständlich den Zugriff auf Wissen
ermöglichen, besteht eine erhebliche
Gefahr, dass Terrororganisationen im
Netz eine Art „Bauanleitung“ finden,
um umfangreiche Informationen zur
Herstellung und Beschaffung der nöti‐
gen Baustoffe für Nervengifte oder
Krankheitserreger zu finden und für
Terroranschläge zu nutzen.

Angesichts der Geschwindigkeit der
technischen Entwicklung von KI und
der realen Gefahr einer Bedrohung
durch biochemische Massenvernich‐
tungswaffen, aber auch durch KI-gene‐
rierte militärische Entscheidungspro‐
zesse , bei denen der Mensch kognitiv
auf Grund der Schnelligkeit gar nicht
mehr mithalten kann, setze ichmich als
Verteidigungspolitiker dafür ein, dass
Deutschland – wie Frankreich – seine
militärische Präventions- und Reakti‐
onsfähigkeit für KI gezielt schärft und
bündelt, um Risiken frühzeitig erken‐
nen und im Ernstfall schnell und sicher
reagieren zu können.

https://www.geroldotten.de
https://www.mdb-otten.de
https://www.instagram.com/gerold.otten/
https://twitter.com/gerold_otten
https://www.facebook.com/GerolOottenAfD
https://t.me/MdB_Otten
https://t.me/MdB_Otten
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Regierung will Kinderehen tolerieren – meistens,
in der Regel, irgendwie
Dass es keine arrangierten Kinderehen
mehr in westlichen Gesellschaften gibt,
ist eine unbezahlbare Errungenschaft.
Im islamischen Raum leider wird dies
nach wie vor anders gesehen. Durch
die Masseneinwanderung, gerade ab
2015, fällt uns jetzt wieder etwas auf
die Füße, was man als zivilisatorisch
korrigiert glaubte. Die Zahlen rangieren
offiziell bei einigen tausend, die Dun‐
kelziffer dürfte jedoch viel höher sein.

Weil die Ampel ein Verfassungsge‐
richtsurteil nicht umsetzt, könnten Kin‐
derehen demnächst zu Deutschland
gehören wie der Ramadan. Die Grünen
waren ohnehin gegen ein Verbot. Die
Frist läuft ab. Bis spätestens 30. Juni
muss es eine Novelle geben, sonst ist
das bisherige Schutzgesetz ungültig.
Bemängelt wurden fehlende Aus‐
gleichsansprüche (meist) dann ungül‐
tig verheirateter Frauen. Kinderehen
wären dann in Deutschland legal.

Die FDP lässt sich wie immer treiben
und im Hintergrund wirkt die Ideologie
der Grünen bereits. Wenn die in Syrien
geschlossene Kinderehe inzwischen
„geheilt“ sei, also das Mädchen 18 ge‐
worden ist, dann könnte das doch ein‐
fach in Deutschland bestätigt werden.
„Jetzt ist es halt einmal so“ könnte man
das Merkel-Zitat etwas abwandeln. Un‐
ter Umständen wird die Ampel einen
Kompromiss ausbrüten, dass zumin‐

dest damals 16-jährige sich später nach
deutschem Recht die Ehe bestätigen
lassen könnten. Man solle sie einfach
nach ihrer Meinung fragen.

Wie diese Meinungsbildung sich in
muslimischen Familien dann darstellt,
kann sich jeder denken. Die einzig rich‐
tige Lösung darf sein, dass Kinderehen
grundsätzlich geächtet werden. Eine
„Heilung“ muss deshalb unmöglich
bleiben, um dem AfD-Ansatz einer ma‐
ximalen Abschreckung der Massenmi‐
gration zu entsprechen. Eine Art Scha‐
densersatz für die Minderjährigen, da
sie in der Tat familienrechtliche Ansprü‐
che verlieren, kann dann durchaus fest‐
gesetzt werden. Gerne auch im Bereich
einer wirklich spürbaren „strafartigen“
Wirkung. Denn weiterhin muss gelten:
wer straffällig wird oder seinen Ver‐
pflichtungen nicht nachkommt, der
muss abgeschoben werden.

https://www.facebook.com/TobiasPeterka
https://twitter.com/TobiasMPeterka
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Letzte Chance vertan: CDU und CSU knicken bei
Agrardiesel-Abstimmung ein

Die AfD stellte am 20. März den Antrag
„Deutsche Bauern nicht erneut belas‐
ten – Steuervergünstigung für Agrar‐
diesel“ vor. Mit diesem Antrag hatten
die Abgeordneten eine letzte Gelegen‐
heit, die Steuererleichterung für Agrar‐
diesel doch beizubehalten und damit
schweren Schaden von der heimischen
Landwirtschaft abzuwenden. Leider
zeigte sich in der späteren namentli‐
chen Abstimmung, dass nur die AfD
Schaden von den Landwirten abwen‐
den wollte. CDU und CSU sind mal wie‐
der eingeknickt, darunter auch CSU-
Abgeordnete aus meinemWahlkreis im
Oberallgäu. Nur die AfD steht an der
Seite der Bauern – das war die letzte
Chance den Agrardiesel zu retten.

Katastrophale Verpflegung in Kran‐
kenhäusern und Pflegeeinrichtun‐
gen

In Krankenhäusern und Pflegeeinrich‐
tungen besteht ein erhöhtes Risiko für
Mangelernährung. Ihre Folgen sind
weitreichend: mehr Komplikationen,
schlechtere Heilungsverläufe, höhere
Sterblichkeitsraten und somit in der
Summe eine deutlich längere Kranken‐
hausverweildauer. Bis zu 60 Prozent der
Patienten und Pflegebedürftigen sind
bei Aufnahme in Krankenhäusern und
Pflegeheimen mangelernährt. Obwohl
die Problematik seit Jahren bekannt ist,
wird darauf in den betroffenen Einrich‐

tungen immer noch zu wenig reagiert.
Dabei ist dieser Zustand bei rechtzeiti‐
ger Diagnose schnell, effizient und
nachhaltig behandelbar und geht so‐
wohl mit einer Verbesserung des klini‐
schen Verlaufes der betroffenen Patien‐
ten einher als auch mit einem außeror‐
dentlichen Einsparpotenzial im Ge‐
sundheits- und Sozialsystem.

Als ernährungspolitischer Sprecher
habe ich deshalb einen entsprechen‐
den Antrag zur Bekämpfung dieses
Missstandes eingebracht.

Der Europarat hat bereits im Jahr 2003
erklärt, dass die hohe Anzahl von man‐
gelernährten Patienten in europäi‐
schen Krankenhäusern nicht hinnehm‐
bar ist und hierbei auch auf die gravie‐
renden medizinischen sowie sozialen
und gesundheitsökonomischen Folgen
und Kosten hingewiesen. Es wird drin‐
gend Zeit, dass gerade auch in
Deutschland dagegen politische Maß‐
nahmen ergriffen werden. Wir brau‐
chen bessere gesundheitliche Aufklä‐
rung und endlich auch entsprechende
Vorgaben bei der Qualitätssicherung.
Mit einem systematischen und routine‐
mäßigen Mangelernährungsscreening
sollten alle Patienten bei Aufnahme
über validierte Screening-Methoden
untersucht werden, um ein Risiko mög‐
lichst frühzeitig zu erkennen und eine
Ernährungstherapie zu beginnen.
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Renten steigern, aber richtig

Mit dem Rentenpaket II zeigt die Am‐
pel-Regierung, wie man eine wichtige
politische Maßnahme einleiten und
trotzdem alles falsch machen kann. Zu‐
nächst kann man feststellen, dass die
Renten in Deutschland viel zu gering
sind: 10 Mio. Rentner leben unter der
Armutsgrenze, die Durchschnittsrente
ist ca. 800 € niedriger als in Österreich
und wer 45 Jahre lang eingezahlt hat,
bekommt oft nur unwesentlich mehr
als der Bürgergeldempfänger, der nie
gearbeitet hat. Diese Zahlen beschrei‐
ben den Offenbarungseid der SPD bei
der Alterssicherung. Die Festschrei‐
bung des Rentenniveaus im Rentenpa‐
ket II auf 48% ist angesichts des großen
Niedriglohnsektors viel zu niedrig.
Grottenfalsch ist zudem die Schuldenfi‐
nanzierung, die voll zu Lasten der jun‐
gen Generation geht. Ganz zu schwei‐
gen davon, dass die Bundesregierung
mit geliehenem Geld an der Börse spe‐
kulieren will.

Waswürde die AfD bessermachen? Das
kann man in unserem bereits 2020 be‐
schlossenem Sozialprogramm nachle‐
sen, z.B.: langfristig durch mehr Gebur‐
ten wieder für genug Beitragszahler
sorgen. Mittelfristig im öffentlichen
Dienst weniger Beschäftigte verbeam‐
ten und dadurch die Beitragsbasis er‐
weitern. Kurzfristig den Renteneinstieg
flexibler gestalten, so dass jeder sein

persönliches Optimum zwischen Früh‐
rente mit Abschlägen oder längerer Le‐
bensarbeitszeit mit Zuschlägen wählen
kann. Zudem arbeiten wir daran den
Griff der Politiker in die Rentenkasse zu
beenden: beitragsfreie Rentenzahlun‐
gen würden dann zukünftig voll über
die Steuer finanziert. Das allein führt zu
einer außerordentlichen Rentenerhö‐
hung von fast 12 Prozent. Und ganz
entscheidend: die AfD würde Deutsch‐
land nicht deindustrialisieren, sondern
der Wirtschaft die unternehmerische
Freiheit zurückgeben. Das führt zu hö‐
herer Produktivität und Reallohnsteige‐
rungen, die durch die Kopplung der
Renten an die Lohnhöhe automatisch
zu einer besseren Alterssicherung füh‐
ren. Familien-, Wirtschafts- und Sozial‐
politik sind nun einmal fest ineinander
verwoben - zu komplex für die Ampel,
aber glücklicherweise nicht für die AfD.
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LautWillyWimmer war es ein schmutzi‐
ger Deal zwischen Gerhard Schröder
und Joschka Fischer mit Bill Clinton, der
den Grundstein legte für den völker‐
rechtswidrigen Angriffskrieg, der 1999
grundgesetzwidrig erstmals seit der
Herrschaft des Nationalsozialismus von
deutschem Boden ausging. Mit Helmut
Kohl sei der Kosovo-Krieg, den die USA
aus geostrategischen Gründen unbe‐
dingt wollten, nicht zu machen gewe‐
sen. Rot-Grün ließ sich vom Zugriff auf
das Kanzleramt locken und sagte im
Gegenzug zu US-Wahlkampfhilfe die
deutsche Kriegsbeteiligung zu – ohne
UN-Sicherheitsratsmandat.

78 Tage lang fielen die Bomben. 60% zi‐
vile Ziele wurden angegriffen und 15
bis 35 Tonnen abgereicherte Uranmu‐
nition verschossen. Bis heute leiden
viele Tausend Bewohner unter den Fol‐
gen des toxischen Staubs, der beim
sinnlosen Verschießen der Uranmuniti‐
on in die Umwelt versprüht wurde. Ein
Partikel in den Lymphknoten reicht aus,
um eine meist tödliche Krebserkran‐
kung auszulösen. Viele Hundert KFOR-
Soldaten, die nicht ausreichend ge‐
warnt worden waren, sind ebenfalls er‐
krankt. Über 350 italienischen Soldaten
wurden vor Gericht hohe Entschädi‐
gungssummen zugestanden. Dr. Srđan
Aleksić, Rechtsanwalt im südserbischen
Niš, vertritt ehrenamtlich die vielen ser‐
bischen Zivilopfer aus ländlichen Ge‐

bieten, für die sonst niemand sorgt.
Aleksić schilderte das Leiden der Uran‐
munitions-Opfer beim von mir organi‐
sierten Serbien-Symposium am 20.
März im Deutschen Bundestag.Weitere
1999 noch aktive Außenpolitikexper‐
ten aus Serbien, den USA und Deutsch‐
land ergänzten aus ihrem Blickwinkel
die Analysen der europa-, außen- und
verteidigungspolitischen MdB-Kolle‐
gen Prof. Dr. Harald Weyel, Petr Bystron
und Gerold Otten: www.youtube.com/
watch?v=pax_DEYrwr4&t=148s. Rot-
Grün betätigt sich auch heute wieder
als verantwortungslose Kriegskoalition,
diesmal allerdings getrieben von der
noch fanatischeren FDP und CDU/CSU.

Zum traurigen 25. Jahrestag fuhr ich
mit über 30 Friedensfreunden nach Ser‐
bien um zu signalisieren, dass wir Deut‐
sche heute erst beginnen zu verstehen,
dass wir 1999 in eine Serie völkerrechts‐
widriger „Interventionen“ der NATO
hineingelogen wurden, die jeweils den
Ländern selbst, aber durch immense
Flüchtlingswellen auch Europa gescha‐
det haben. Die manipulative Einstim‐
mung der Deutschen auf den Kosovo-
Kriegwurde in einer 2001 noch auf ARD
ausgestrahlten Doku kritisch aufgear‐
beitet:„Es begann mit einer Lüge“ (ww‐
w.youtube.com/watch?v=ZtkQYRlXM‐
NU). Präsident Vučić ehrte unsere Frie‐
densfahrt mit der Einladung zu einem
gemeinsamen Abendessen.
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